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(No. 623.) Geſetz, die gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe in den vormals zum 
5 Königreich Weſtphalen, zum Großherzogthum Berg, oder zu den fran⸗ 
Zboͤſiſch = hanſeatiſchen Departements gehörenden Landestheilen betreffend. 
Vom 25ſten September 1820. f N 


yir 3 
| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 


Preußen ꝛc. 1c. 53 f rs 
Da die in denjenigen Theilen Unſerer Monarchie, welche vormals zum 


Königreich Weſtphalen, dem Großherzogthum Berg, oder den franzoͤſiſch⸗ 


hanſeatiſchen Departements gehoͤrt haben, uͤber die gutsherrlichen und bäuer- 
lichen Verhaͤltniſſe unter der fremden Herrſchaft erlaſſenen Geſetze theils zu 
Beſchwerden gegen ihren Inhalt, theils zu Zweifeln ber ihren wahren Sinn 
haͤufige Veranlaſſung gegeben haben, und nach Einführung Unſerer allgemeinen 
Geſetzgebung das neue Bedenken entſtanden iſt, ob auch Unſere Geſetze uͤber 
dieſen beſondern Gegenſtand mit eingeführt ſeyen; fo verordnen Wir in der 
Abſicht, ſowohl alle dieſe Zweifel zu entfernen, als auch jenen Beſchwerden 
in ſoweit abzuhelfen, als ſie gegründet” befunden worden, und es, ohne be⸗ 
reits vollſtaͤndig erworbene Rechte zu verletzen, möglich geweſen, nach ver⸗ 
nommenem Gutachten Unſers Staatsraths, wie fegt: n na e 

F. I. In Bezug auf diejenigen Theile der oben bezeichneten Pro⸗ A: 
vinzen, worin Unſere allgemeine Geſetzgebung bereits eingefuͤhrt iſt, erklaren und Auen 
Wir hierdurch, daß es keinesweges Unfere Abſicht war, auch in Anſehung Gesche es 
der gutsherrlichen und haͤuerlichen Verhaͤltniſſe die vorgefundenen fremden Ge⸗ 
ſetze abzuſchaffen und Unſere Geſetze einzuführen, daß Wir Uns vielmehr eine 
genauere Pruͤfung dieſes Gegenſtandes noch zur Zeit vorbehalten hatten. 
Wir erklaren aber daſelbſt von jetzt an die fremden Geſetze, ſoweit fie ſich 
auf jene Verhaͤltniſſe und auf die Zehenten beziehen, fuͤr gaͤnzlich abgeſchafft, 
und wollen, daß dieſe Verhaͤltniſſe daſelbſt hinfort lediglich nach dem gegen⸗ 
waͤrtigen Geſetz beurtheilt werden. Jedoch ſoll dabei in Anſehung der noch 
fortdauernden Dienſte aus Unſerm Allgemeinen Landrecht Theil II. Tit. 7. 
„Jahrgang 1820. \ | B b der 


(Ausgegeben zu Berlin den 17ten Oktober 1820.) 
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Von den 
ohne Entſchaͤ⸗ 
digung auf⸗ 

a 
echten der 
Gutsherren. 


5 170 a 
der ſcchste sie, als ſubſidiariſches Recht neben dem ‚gegenndtigen Geſeh 
zur Anwendung kommen. 

H.. 2. In denjenigen Theilen der genannten Provinzen dagegen, worin 
die fremde Geſetzgebung im Ganzen noch zur Zeit beibehalten iſt, bleiben 
auch die das gutsherrliche und bäuerliche Vekhaͤltniß und die Zeheuten betref⸗ 
fenden Geſetze, in ſoweit ſie nicht durch das gegenwärtige Geſetz näher be⸗ 
ſtimmt oder abgeaͤndert werden, noch ferner in Kraft. 

9. 3 Die Leibeigenſchaft 550 „Erbilterthänigeit ift und bleibt mit 
ihren Folgen aufgehoben. 8 

H. 4. Zu dieſen Folgen eh gerechnet und find daher aufgehoben: 
1) die bloß perfönlichen Dienſte oder Perſonal⸗Frohnden; 
2) die Verbindlichkeit, in dem Hauſe des Gutsherrn als Geſinde zu dienen 

(das ſogenannte Geſinde⸗ „Zwangsrecht); i 

3) die Verbindlichkeit, zur Eingehung einer Heirath die Einwilligung des 
Gutsherrn einzuholen, und an dieſen für die Einwilligung eine Abgabe 
(3. B. Bedemund, Brautlauf ꝛc.) zu entrichten; i 

4) alle ungemeffene Dienſte, wenn fie auch in Ruͤckſicht des Beſitzes eines 

Grundſtuͤcks obliegen, ohne Unterſchied zwiſchen den ehemals Bergiſchen 

und den uͤbrigen Landestheilen, jedoch mit her im 5. 68. nr 

Ausnahme. 

§. 5. Als gemeſſene, und folglich nicht 9 1 50 5 Dienſte ſollen nur 
diejenigen betrachtet werden, bei welchen auf rechtagultige Weiſe, wohin auch 
das Herkommen gehoͤrt, entweder die Anzahl der Tage, oder der Umfang der 
zu leiſtenden Arbeit beſtimmt iſt. Aus dieſem letzten Grund iſt es zu den ge⸗ 
meſſenen Dienſten zu rechnen, wenn der Verpflichtete beſtimmte Acker⸗ oder Wie⸗ 
ſenſtücke allein zu bearbeiten hat; imgleichen wenn ihm die Bearbeitung einer 
größeren Feldflur von beſtimmtem Umfang, in Gemeinſchaft mit dem Gutsherrn 
oder mit anderen Dienſtpflichtigen obliegt, vorausgeſetzt, daß Den u 8 9 
Jen zu dieſer gemeinſchaftlichen Arbeit beſtimmt ſe. 

Nach dieſen Grundſaͤtzen ſollen nicht allein die für den Ackerbau au lei⸗ 
de Dienſte, ſondern auch alle übrigen, und Wem die Baudienſte 
(Baufrohnen, Burgfeſte) beurtheilt werden. 

H. 6. Dem Gutsherrn ſteht kein Recht in Anfehung der Erziehung und 
Beſtimmung der Kinder der Bauern zu. Auch kann er ihnen weder die Ver⸗ 


bindlichkeit auflegen, bei dem Bauernſtande und dem Gewerbe ihrer Nelten ° 


zu bleiben, noch fie. verhindern, ſich außerhalb des Bauerguts, miederzulaſſen⸗ 
und ihin ſteht eben ſo wenig das Recht zu, unter muhneren Miterben den A 
N einer baͤuerlichen Stelle zu beftimmen.: 

H. 7. Er kann von den Waere den Ei der Tae ind nein 
keit nicht TORE ene wee e ee 


; er. 8: - DENE 8. 
8 


Gegenſtaͤnde Anſpruch machen kann, fein Bewenden. 


* 


18 8. Er kann ſie zur Erfüllung ihrer. beibehaltenen Verbindlichkeiten 


geg ihn weder durch koͤrperliche, noch durch Geldſtrafen noͤthigen, ſondern ſich 


nur an die Gerichte wenden, da der Dienſtzwang und jedes andere Recht dieſer 


Art aufgehoben iſt. Wenn jedoch die Pflichtigen die den⸗Gutsheyrn ſchuldigen 


Dienfte durch ihr Geſinde verrichten laſſen, ſo finden gegen letzteres die Vor⸗ 
ſchriften der Geſinde⸗Ordnung vom sten November 1810. Art. 76 — 81. 
Anwendung. ee. | 8 

§. 9. Aufgehoben iſt ferner das unter den Namen: Sterbefall, Beſt⸗ 


haupt, Kurmede, Mortuarium etc. bekannte Recht, einen Antheil aus dem 


Nachlaß eines Bauern, ſeiner Frau oder Kinder zu fordern; jedoch ſind hievon 
die vormals bergiſchen Landestheile ausgenommen, worin dieſes Recht, in ſo⸗ 
feru es auf einem Bauergute haftet, für aufgehoben nicht zu achten iſt. 5 

9. 10. Die Perſonal⸗Abgabe, welche von den nicht angeſeſſenen Ein⸗ 
wohnern fuͤr den Schutz unter dem Namen: Schutzgeld, Beirauchsgeld, Heuer⸗ 
lingsgeld, Einliegerrecht, Beiwohnerrecht und unter andern gleichartigen Be⸗ 
nennungen zu entrichten war, iſt aufgehoben; auch finden die Dienſte, welche 
des verliehenen Schutzes wegen geleiſtet werden mußten, nicht mehr Statt. 
Dagegen haben aber auch die bisherigen Schutzunterthanen auf die Vortheile, 
welche ihnen an einigen Orten dafuͤr zuſtanden, nicht ferner Anſpruc .. 


F., 1 I. Ferner dürfen nicht mehr gefordert werden: 


1 


1). Dieuͤſte, welche wegen der Lehnsverbindn 
keit geleiſtet werden mußten, und EEE RR 
2) die Jagdfrohnen aller Art, es ſey denn, daß von der Des Öffentlichen Wohles 
wegen vorzunehmenden Ausrottung ſchaͤdlicher Thiere die Rede waͤre. a 


$. 12. Gemeinen, als folche, find zur Leiſtung von Frohndienſten nicht 


ng oder wegen der Gerichts bar⸗ 


anders verbunden, als wenn ihnen Grundſtücke oder dingliche Rechte uͤberlaſſen 


ſind, oder wenn fie, Geldſummen verſchulden, Fir. welche die gedachten Dienſte 
Uhernozmen worden ee ee ß ne 
H. 13. Auf Gemeindedienſte hingegen „ desgleichen auf die unter dem 


Namen von Burgfeſten, Landfrohnen u. ſ. w. zu oͤffentlichen Staatsbeduͤrfniſſen 


zu leiſtenden Dienſte, fo wie auf diejenigen, welche im §. 33. Buchſt. o. naͤher 
bezeichnet ſind/ bezieht ſich die Aufhebung nicht. e 

5 $. 14. In den vormaligen franzoͤſiſch⸗hanſeatiſchen Departements be⸗ 
halt es bei der beſondern Vorſchrift, daß, wer Rechte, die ohne Entſchaͤdigung 
abgeſchafft ſind, von Privatperſonen gekauft hat, weder Zurückerſtattung des 
Kaufpreiſes, noch Schadenerſatz fordern, wer aber ſolche Rechte von den 
Staatsdomainen erkauft hat, nur auf Zuruͤckzahlung des von ihm bezahlten 
Kaufpreiſes oder auf Zuruͤckgabe der dafuͤr von ihm an den Staat überlaffenen 


Bb 2 §. 15. 
* J 1 


m ee en 


en „ F. 15. Jeder baͤnerliche Beſitzer, welchem zur Zeit der erlaſſenen frem⸗ 
dehaltenen den Geſetze ein vererbliches Beſitzrecht an einem Grundſtuͤck zuſtand, hat daran 


ihren 15 entweder das nutzbare, oder das volle Eigenthum erworben. 


* e $. 16. Haften nehmlich auf dem Grundſtuͤck andere Laſten als bloße 
. e ee, e Geldahgaben, ſo hat er daran lediglich das nutzbare Eigenthum. In dieſer 
eee Lage darf er das Grundſtüͤck ohne Einwilligung des Berechtigten nicht ver⸗ 
ET K. gnyln, ıe * „ b. ATI ER — 3 2 

ee. äußern, vertauſchen, Artie ln, mit einer Sersituf oder Hypothek beſchweren, 
, wenn nicht ein anderes ausdrücklich verabredet iſt. Er hat aber das Recht zu 
e bee bern bald der im Vten Titel beſtimmten Abloͤſung. Auch hat er ſchon in dieſer Lage keine 
Re er me . Befugniß mehr auf Remiſſionen und Bauhuͤlfen, es waͤre denn, daß er aus 
En ung u einem beſondern Rechtstitel, unabhaͤngig von dem baͤuerlichen Verhaͤltniß, An⸗ 
e ee e, d ſpruch darauf haͤtte. N N 5 


3 b. 17. Iſt dagegen ein Grundſtuͤck von allen Laſten befreit, oder doch 
. 8 3 e, 926744 e mit keinen anderen als Geldabgaben, es ſey urſpruͤnglich oder durch Verwand⸗ 
lung anderer Laſten, behaftet, ſo hat darauf der Beſitzer volles Eigenthum. 
. At eee. Die im H. 16. enthaltene Beſchraͤnkung findet alsdann nicht Statt, und in An⸗ 
Er Se... der Geldabgaben hat der Berechtigte nur die Befugniſſe eines Real⸗ 
. nn , glaͤubigers. Auch findet nun der gutsherrliche Vorkauf oder Retrakt, wenn 
e map ue, ai derſelbe auch fruͤherhin vorhanden war, nicht mehr Statt. eie 
VVV Die Rechtsverhältniffe bloßer Zeitpaͤchter find durch die fremde 
5 5 „ Geſetzgebung nicht veraͤndert. Den bloßen Zeitpaͤchtern aber ſind auch diejeni⸗ 
6 gen gleich zu achten, deren erbliches Recht bei der Verleihung auf höoͤchſtens drei 
Vererbungsfaͤlle, oder auf eine Zeit von weniger als 100 Jahren beſchränkt 
worden iſt. 
F. 19. Ob in einzelnen Fällen die Bedingungen des F. 18. oder des 
H. 18. vorhanden find, bleibt in der Regel der richterlichen Entſcheidung le⸗ 
diglich uͤberlaſſen. Jedoch ſollen in den Gegenden, worin Leib⸗ und Zeitge⸗ 
winnsguͤter vorkommen, folgende Regeln dabei beobachtet werden. Den Be⸗ 
i ſitzern derſelben ſollen nehmlich dle in $. 15 — 17. angegebenen Rechte zu⸗ 
kommen, wenn ſie beweiſen koͤnnen z e 
8 I) daß die Gebäude ihnen zugehören n e . 5 
2) daß die Guͤter in den drei letzten Uebertragungsfaͤllen an einen Verwandten 
oder Ehegatten des vorhergehenden Beſttzers gekommen ſindz N 
3) daß das Pachtgeld während dieſer Zeit gleichfoͤrmig geweſen iſt, oder daß 
die Veraͤnderung deſſelben weder in dem veraͤnderten Preiſe der Lebens⸗ 
maittel, noch in der Willkuhr des Verpaͤchters, ſondern in dem veraͤnder⸗ 
ten Umfang oder Ertrag des Guts ihren Grund gehabt hat RETTET 
4) daß ſie allein alle gewöhnlichen und außergewoͤhnlichen Auflagen be⸗ 
zahlt haben. RER ET eee e 5 75 8888 


eden 
Ans inen 


- ce | Jedoch 


2. Eee 


gen der fremden Geſetze, beurtheilt werden. ’ 


S3 ee 
Jedoch muͤſſen die Beſitzer mit dem Beweis dieſer vier Thatſachen auch 
noch den Beweis einer von folgenden vier Thatſachen verbinden 
2) daß ihnen die Güter mit der Beſtimmung übergeben worden, ſolche nicht 
ohne Einwilligung des Verpaͤchters zu veraͤußern, zu verpfaͤnden, oder 
mit Hypotheken zu beſchweren; en 
b) daß ſich der Verpaͤchter die Befugniß vorbehalten hat, zur Beſtimmung 
des Brautſchatzes oder der Verſorgung der Kinder mitzuwirken; ; 
e) daß im Fall der Heirath des Paͤchters deſſen Frau ein Gewinngeld zu zah⸗ 
len verpflichtet war; b 5 i 7 
4) daß die Eltern oder der Ueberlebende von ihnen, nach Uebertragung die⸗ 
ſer Guͤter an eines ihrer Kinder, fortgefahren haben, einen Theil der in 
der Pachtung begriffenen Guͤter als Leibzucht zu benutzen. 
Allein, auch wenn dieſe Beweiſe gefuͤhrt werden, iſt dennoch dem Ver⸗ 


paͤchter der Gegenbeweis unbenommen ; imgleichen ſteht es dem Beſitzer frei, 


ſein erbliches Recht auch auf jedem anderen Wege als durch die oben angegebe⸗ 
nen Beweiſe rechtlich zu begründen, f a } 

$. 20. Wenn in der oben (F. 15.) beſtimmten Zeit das baͤuerliche 
Grundſtuͤck von einem mahljaͤhrigen Beſitzer oder Interimswirth beſeſſen wurde, 


ſo gebühren die in H. 15 bis 17. angegebenen Rechte nicht dieſem damaligen Be⸗ 


ſitzer, ſondern vielmehr demjenigen, welchem es dieſer Beſitzer wieder heraus⸗ 

zugeben verpflichtet war. + 0 
$. 21, Die Gutsherren behalten in den Fällen der SS. 15 bis 17. von 

ihren Gerechtſamen auf die Hoͤfe nur das Obereigenthum (im Fall des H. 16), 


und diejenigen Rechte, welche nicht vorſtehend ohne Entſchaͤdigung aufgehoben, 


ſondern als Preis der Ueberlaſſung von Grundſtücken zu betrachten ſind, na⸗ 
mentlich die bei Beſitzveraͤnderungen zu zahlenden Antrittsgelder (Laudemien, 
Weinkauf ꝛc.), die Zinſen, Renten, Zehnten, Geld =: und Naturalabgaben, 
imgleichen die Dienſte nach den in SS: 4. und 5. enthaltenen naͤheren Be⸗ 
ſtimmungen. 9 f 55 N 

H. 22. Der Gutsherr braucht bei einem, uͤber die Verpflichtung zu den 
im H. 21. genannten Leiſtungen entſtehenden Streite den Beweis der geſche⸗ 
henen Ueberlaſſung eines Grundſtuͤcks oder dinglichen Rechts nicht zu fuͤhren; 
vielmehr ſoll dieſelbe aus dem Beſitz der Leiſtung vermuthet werden, in welchem 
ſich der Gutsherr entweder jetzt befindet, oder welchen derſelbe unmittelbar vor 
dem Erſcheinen Unſerer Kabinetsorder vom Sten Mai 1815. durch Rechtsmittel 
zu erhalten oder wieder zu erlangen befugt war. Wenn insbeſondere einer 


von beiden Theilen uͤber das Daſeyn oder den Umfang eines ſolchen Rechts 
einen Urkundenbeweis unternimmt, ſo ſoll derſelbe nach den Vorſchriften des 


allgemeinen Rechts, ohne Ruͤckſicht auf die bisherigen beſonderen Beſtimmun⸗ 


523, 


— * 8 ö > tere N - = 5 
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S. 23. Iſt die Art der während der beſtimmten Airzahl Dienſttage zu 

leiſtenden Arbeit weder durch Urkunden, noch durch Anerkenntniß, noch durch 

Herkommen feſtgeſetzt, fo muͤſſen die Pflichtigen an den Dienſttagen die Arbeit, 
welche der Dienſtherr von ihnen verlangt, uͤbernehmen. ug. 

H. 24. Da der eigentliche Zweck der Dienfte auf die Bewirthſchaftung 
der Grundſtuͤcke des Dienſtherrn gerichtet iſt, ſo iſt es unſtatthaft, unter dem 
Vorwande der den Grundſtuͤcken des Dienſtherrn ſehuldigen Dienſte, Arbeiten 
ganz anderer Art von den Pflichtigen zu fordern, z. B. ſolche, die ſich auf eine 
auf dem Lande ungewöhnliche Fabrikation oder einen daſelbſt nicht üblichen Han⸗ 

del beziehen, es ſey denn, daß die Pflichtigen an einzelnen Orten zu ſolchen 
Dienſten aus einem beſondern Rechtsgrunde verbunden waͤren. 7 

§. 25. Wenn Dienſte nur wegen des Beduͤrfniſſes der Grundſtuͤcke des 
Dienſtherrn gefordert werden konnen, fo darf dieſer die Dienſte ohne dasjenige 
Gut, zu deſſen Nutzen fie geleiſtet werden muͤſſen, weder verpachten noch ver⸗ 
kaufen. Iſt es hingegen dem Dienſtherrn erlaubt, ſich der Dienſte auch zu 

einem anderen Zwecke, als zur Bewirthſchaftung feiner Grundſtucke zu bedie⸗ 

nen, fo ſoll ſowohl der Verkauf, als auch die Verpachtung derſelben ferner ge⸗ 

ſtattet ſeyn, vorausgeſetzt, daß dadurch die Lage der Pflichtigen nicht haͤr⸗ 

ter werde. : Muskau. m 21 
H. 26. Muß der Bauer nach der Anweiſung der gefeglichen Behörde 

an einem Tage, wo er für den Gutsherrn hätte arbeiten mäffen, einen oͤffent⸗ f 
lichen (Staats- oder Gemeinde ⸗) Dienſt verrichten, fo iſt er gegen den Guts⸗ 

8 herrn weder feine Stelle vertreten zu laſſen, noch an einem andern Tage zu 
arbeiten verbunden. Hängt es aber von feiner Willkuͤhr ab, an welchem Tage 
er den öffentlichen Dienſt leiſten will, fo kann er dadurch von dem, dem Guts⸗ 
herrn ſchuldigen Dienſte nicht befreit werden. 8 5 

§. 27. Alle nach $. 21. beibehaltenen Abgaben und Dienſte muͤſſen 

bis zu ihrer Verwandlung in Geldrenten oder gaͤnzlichen Ablöfung nach wie vor 
unweigerlich geleiſtet werden, bei entſtehendem Streit tritt da, wo Unſere all⸗ 
gemeine Geſetzgebung bereits eingefuhrt iſt, das in der Allgemeinen Gerichts⸗ 

Ordnung Theil I. Titel 41. §. 58. u. ff. vorgeſchriebene Verfahren ein. 

FH. 28. Durch freien Vertrag koͤnnen zwar auch neue Dienſte, jedoch 
keine andere als gemeſſene, und nur mit der in $. 43. des gegenwaͤrtigen Ge⸗ 
ſetzes enthaltenen Beſchraͤnkung, auf ein baͤuerliches Grundstück gelegt werden. 

Benden are FH. 29. Ueberall, wo die unter der franzoͤſiſchen, koͤniglich⸗weſtphaͤ⸗ 
ige wagen liſchen oder bergiſchen Herrſchaft eingeführte Grundſteuer⸗Verfaſſung bei den 
benen. baͤuerlichen Beſitzungen noch beſteht, find die Bauern befugt, von allen aus 
dem bäuerlichen Verhaͤltniß in Naturalien oder in Gelbe zu entrichtenden Lei⸗ 
ſtungen, dem Berechtigten den fuͤnften Theil in Abzug zu bringen. Jedoch 
darf dieſer Abzug niemals mehr, als die von dem Bauer bezahlte Grundſteuer 
3 = ſelbſt, x 


* 


7 


ſelbſt, betragen; auch ſteht es dem Gutsherrn frei, den wirklichen reinen Er⸗ 
trag des Bauerguts nachzuweiſen, und, wenn ſich daraus ergiebt, daß die 
Grundſteuer weniger als ein Fuͤnftel dieses reinen Bites Lewe Au hen 
Abzug in demſelben Verhaͤltniß zu vermindern. f 2 
2 $. 30. Der im $. 29. beſtimmte Abzug ſoll eben ſo bei allen See a 
ten Statt finden, ohne Unterſchied, ob dieſelben auf einem 5 8 
haͤltniß, oder auf einem andern Grunde beruhen. : 
$. 31. Der Erſatz, welchen der Berechtigte nach 8. 29. und 30. dem 
Pflichtigen für die bezahlte Grundſtener leiſten muß, beſchraͤnkt ſich ar die 
Haupt⸗Grundſteuer, und erſtreckt ſich weder auf die Beiſchlaͤge (Zuſatz⸗Centi⸗ 
men) noch auf eine andere Abgabe oder Laſt, die nach dem Fuße der Grund⸗ 
ſteuer geleiſtet wird. - 
H. 32. Es findet jedoch uberhaupt gar kein Abzug Ay Gefäß wegen 
der Grundſteuer Statt: a 
1) wenn in den Vertraͤgen die ausdrückliche Bedingung, daß keine Abzüge 
wegen der Entrichtung oͤffentlicher Abgaben Statt haben ſollen, oder 
irgend eine andere Klauſel enthalten it, woraus die Uebereinkunft der 
Partheien hervorgeht, daß dem Zinspflichtigen außer dem Zinſe oder der 
Leiſtung auch noch die öffentlichen Abgaben zur Laſt bleiben ſollen; f 
20 bei den ſogenannten Meyerguͤtern, Erbleihe⸗ und Zinsguͤtern und an⸗ 
dern Gütern dieſer Art, deren Beſitzer nach den alten Geſetzen und Ge⸗ 
wohnheiten verpflichtet find, außer den auf denfelben. haftenden Renten 
noch beſonders die offentlichen Abgaben zu entrichten, es ſey denn, daß 
hierüber zwiſchen bein Gutsherrn und dem Meyer oder Abobes eine an⸗ 
dere Uebereinkunft getroffen waͤre; £ 
3) in Bezug auf diejenigen jährlichen Renten, welche erſt i in Gemaßheit der 
een Geſetzgebung durch Verwandlung der zufälligen N echte in ſte⸗ 
hende Renten entſtanden ſind; 
0 in Bezug auf beibehaltene Dienfie, oder auf eine an die Stelle Nied 
Dienſte geſetzte Rente. 

H. 33. 3) Alle auf bäuerlichen Grundſtücken haftende Leiungeg ſol⸗ 15 1 56 72 5 
ken auf Verlangen der Partheien, nach den in dieſem Titel enthaltenen Grund 115 der 
ſaͤtzen, verwandelt oder abgeloͤſet werden koͤnnen. e 

) Dieſelben Rechte ſollen auch in Anſehung aller ‚Schenten geben, ſelbſt gen. 
wenn ſie nicht auf einem guts herrlichen Verhaͤltniſſe beruhen. 

c) Auf ſolche Leiſtungen aber, welche nicht unter dieſe beiden Falle ge⸗ 
hoͤren, z. B. auf Abgaben und Dienſte, welche einem Pfarrer oder Schullehrer 
zu entrichten ſind, finden dieſe Vorſchriften, ſo wie alle andere Vorſehrien 5 
Age Geſetzes, keine Anwendung. f ; ; 

> 34. 


. 34. Jeder von beiden Theilen kann verlangen, daß die Leiſtungen, 
welche er zu fordern oder zu entrichten hat, wenn ſie nicht ſchon in Geldabga⸗ 
ben beſtehen, in veraͤnderliche Geldrenten verwandelt werden. Dieſe Verwand⸗ 
lung kann nicht nur für alle zwiſchen beiden Theilen geltende Leiſtungen zugleich, 
ſondern auch fuͤr eine einzelne Gattung derſelben verlangt werden. 

R H. 35. Die Beſtimmung dieſer veränderlichen Geldrente foll auf fol⸗ 
gende Art geſchehen. Zuerſt wird der Werth der Leiſtung (nach H. 40. u. ff.) 
in Geld ausgemittelt, und ſodann, wenn die Leiſtung nicht ſchon ohnehin in ei⸗ 
ner jährlichen feſten Abgabe an Roggen beſteht, auf eine ſolche Abgabe berech⸗ 
net. Bei dieſer Berechnung werden die letzten 14 Jahre dergeftält zum Grun⸗ 
de gelegt, daß die zwei theuerſten und die zwei wohlfeilſten derſelben weggelaſ⸗ 
fen werden, und aus den übrig bleibenden zehen Jahren der Durchſchnitt der 
Martini⸗Marktpreiſe gezogen wird. Iſt nun auf dieſe Weiſe der gegenwaͤrtige 
Betrag der Leiſtung, ſowohl in Geld als in Roggen, ausgemittelt, ſo iſt in dem 
nächften Zahlungstermine (K. 63.) dieſer Geldbetrag unmittelbar zu entrichten. 
Fuͤr das darauf folgende Jahr aber foll der Geldbetrag der Leiſtung beſtehen aus 
Hotel des vorhergehenden Geldbetrages und Motel desjenigen Werthes, 
welchen die ausgemittelte Quantitat Roggen nach den Martini⸗Marktpreiſen 
dieſes folgenden Jahres haben wird. Auf gleiche Weiſe ſoll der Betrag der 
Geldrente fuͤr jedes der nachfolgenden Jahre fortſchreitend berechnet werden. 
F. 36. Unter den Martini⸗Marktpreiſen ($. 35.) ſollen diejenigen ver⸗ 
ſtanden werden, welche im Durchſchnitt der zwei dem Martinitage zunaͤchſt lie⸗ 
genden Wochen Statt gefunden haben; und zwar ſind dieſe Marktpreiſe nach 
den Maͤrkten derjenigen Orte zu beſtimmen, welche hierzu, nebſt dem ihnen zu⸗ 
gehörigen Bezirk, von den Regierungen durch die Amtsblaͤtter namentlich an- 
gegeben werden ſollen. FE 3 

l H. 37. Außerdem ſoll der Verpflichtete allein das Recht haben, die ihm 
obliegenden Leiſtungen in Kapital abzulöfen, wobei, im Fall einer nach 35: 
aufgelegten veraͤnderlichen Geldrente, der Betrag desjenigen Jahres zum 
Grunde zu legen iſt, in welchem die Abloͤſung verlangt wird. Die Abloͤſung 


geſchieht durch Bezahlung des 28 fachen Betrags einer jaͤhrlichen Leiſtung. 


Sollte indeſſen der Kapitalwerth der Geldabgabe in der urſpruͤnglichen Urkunde 
beſtimmt ſeyn, ſo hat es bei dieſer Beſtimmung ſein Bewenden. i 
F. 38. Der Verpflichtete kann auch einen Theil der ihm obliegenden 
Leiſtungen durch Kapital ablöſen: jedoch darf in dieſem Fall das Kapital der Ab⸗ 
löfung nicht weniger als Einhundert Thaler in Preußiſchem Kourant betragen 
K. 39. Wenn fuͤr den Gutsherrn durch die Abloͤſung oder Verwand⸗ 
lung der Leiſtungen, nach dem Urtheil der Generalkommiſſion, ein Kapital 
bedarf entſteht, ſo kann er verlangen, daß ihm auf die Hoͤhe deſſelben von 
den Verpflichteten, nach dem Maaßſtab des §. 377, unkuͤndbare Obligationen 
. 4 aus⸗ 
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ausgeſtellt, und auf das verpflichtete Grundſtuͤck eingetragen werden. Dieſe 


Obligationen kann er, abgeſondert von dem Gute, dem die Leiſtungen gebuͤh⸗ 
ren, veraͤußern und verpfaͤnden, und die Agnaten und Realglaͤubiger koͤnnen 
dagegen in keinem Fall einen Widerſpruch erheben. Jedoch iſt zuvor die 
Hoͤhe dieſes Bedarfs von den Generatkommiſſionen feſtzuſetzen, welche auch 
die Aufſicht uͤber die wirkliche Verwendung zu dem angegebenen Zweck zu 
führen, und alle dazu nach ihrem Urtheil noͤthige Maaßregeln einzuſchlagen 
haben. f 5 i = 

F. 40. Da in den Fällen des $. 35. und des H. 37. vor allem der 
Geldwerth der Leiſtungen durch Berechnung auf eine jährliche Rente auszu⸗ 
mitteln iſt, ſo ſoll zu dieſem Zweck nach folgenden Grundſaͤtzen verfahren werden. 
Alle Fruchtzinſen und Fruchtpräftationen werden nach dem Durchſchnitts⸗ 
preiſe der letzten vierzehn Jahre, mit Abrechnung der zwei theuerſten und 
der zwei wohlfeilſten, zu Gelde angeſchlagen, und es ſind dabei diejenigen 
näheren Beſtimmungen anzuwenden, welche der H. 36. für die Berechnung 


1 


des Geldes auf Roggen vorſchreibt. 


$. 41. Der Werth der Abgaben an Federvieh, Kälbern, Lämmern, 


Schweinen, Butter, Kaͤſe, Eiern, Wachs und andern Naturalien, ſoll durch 
Slachverſtaͤndige beſtimmt, und dabei der gemeine Preis zur Zeit der Abloͤſung 
als Maaßſtab gebraucht werden, nach welchem man die Bezahlung ſolcher 
Gegenſtaͤnde, wenn fie nicht in Natur geleiſtet, ſondern in Geld vergütet 
werden, zu beſtimmen pflegt. Die Preisbeſtimmung hingegen, welche über 
die gedachten Gegenſtaͤnde in der Urkunde enthalten, oder durch Herkommen 
oder Verordnungen feſtgeſetzt ſind, können nur in dem Falle als Maaßſtab 
angenommen werden, wenn dem Pflichtigen die Wahl zuſteht, ob er in Natur 
oder in Gelde bezahlen will. = Sue se 

> H. 42. Die nicht aufgehobenen Dienſte follen durch Sachoverſtaͤndige 
abgeſchaͤtzt werden. Die Eachverftändigen muͤſſen bei Beſtimmung des Werths 
derjenigen Dienſte, welche ausſchließend zum Behuf der Kultur und Benutzung 


der Grundſtuͤcke geleiſtet werden, die gerechte und verhaͤltnißmaͤßige Schadlos⸗ 


haltung zum Grunde legen, welche dem Dienſtherrn gebuͤhrt, um denſelben 
für die Koſten, welche er in Zukunft für die durch die Dienſte bisher ver⸗ 
richteten Arbeiten aufzuwenden gendthigt ſeyn wird, zu entſchaͤdigen. N 

Was aber ſolche Dienſte betrifft, welche zu einem andern Behufe, als 
dem der Kultur und Benutzung der Grundſtuͤcke geleiſtet werden muͤſſen, oder 
doch zu einem andern Zwecke gefordert werden koͤnnen, ſo haben die Sach⸗ 
verſtaͤndigen deren Werth nach dem gemeinen Preiſe zu beſtimmen, nach 
welchem an dem Orte oder in dem Kreiſe ein Dienſttag, je nachdem er mit 
der Hand, mit Pferden oder anderm Zugvieh geleiſtet wird, geſchaͤtzt zu wer⸗ 
den pflegt. it, 5: Such 
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55 Bei Beſtimmung des Werths der Dienſte muͤſſen die Sachverſtaͤndigen 


jedesmal die Verguͤtung, welche der Dienſtherr den Dienſtpflichtigen in Natur 
oder in Gelde, dem Herkommen nach, zu geben verbunden war, in Abzug 


bringen; ſollte hierbei der Werth des Dienſtes niedriger als der Betrag dieſer 
Verguͤtung ausgemittelt werden, fo: konnen die Pflichtigen dennoch Fr: letztere 
keine groͤßere Entſchaͤdigung, als den Erlaß des Dienſtes, bei welchem ſie dieſe 
Verguͤtung erhielten, fordern. 5% = 

H. 43. Durch Vertrag des Gutsherrn mit den Dienſtpflichtigen koͤnnen 
die Dienfte, jedoch hoͤchſtens auf zwölf Jahre, für unabloͤslich erklaͤrt werden. 
Desgleichen find die nach 9. 28. neu aufgelegten Dienſte von ſelbſt unablöͤslich, 
koͤnnen jedoch gleichfalls hoͤchſtens auf zwoͤlf Jahre verbindlich übernommen 
werden. f f 

H. 44. Die Abloͤſung des Zehnten geſchieht zufolge eines von Sachver⸗ 
ſtaͤndigen daruͤber abgegebenen Gutachtens: 8 8 


auf welche Quantitat von Koͤrnern und Stroh, auf wie viel Stucke Vieh, 


oder auf welche Quantitaͤt anderer Naturalien der Zehntherr, ein Jahr in 

das andere gerechnet, ſich Hoffnung machen konnt? i 
Der Werth des fo ausgemittelten jährlichen Ertrages wird beim Frucht⸗ 
zehnten nach demjenigen Durchſchnittspreiſe, welcher im F. 40., und bein 
Blutzehnten durch Sachverſtaͤndige, wie es H. 41. vorgeſchrieben iſt, aut 


gemittelt. S ĩ ̃ ⁵ ( * 18 i 212837 
$. 45. Wenn der Sehentberechtigte ſeinerſeits fortwährende oder zu⸗ 


faͤllige Laſten zu tragen hat, ſo kann er, im Fall von allen oder einigen Zehent⸗ 
pflichtigen die Abloͤſung in Kapital vorgenommen wird, gleichfalls eine Abloͤ⸗ 


ſung jener Laſten verlangen. Ein gleiches Recht haben in dieſem Fall auch die⸗ 
jenigen, gegen welche er zu dieſen Laſten verpflichtet if. Findet dabei keine 
guͤtliche Uebereinkunft Statt, ſo darf die Ablöſung nur auf die Laſten im Gan⸗ 


zen gerichtet ſeyn, und bei zufälligen Laſten nur in Kapital geſchehen. Die Ab⸗ 


loͤſungsſumme wird nach denſelben allgemeinen Grundſaͤtzen, wie bei den baͤuer⸗ 


lichen Leiſtungen und bei den Zehenten ſelbſt, beſtimmt. 


Einen aͤhnlichen Anſpruch auf gegenſeitige Abloͤſung ſollen auch die Guts⸗ 
herren haben, wenn etwa denſelben auch von ihrer Seite gewiſſe Leiſtungen an 


die ihnen verpflichteten bäuerlichen Beſitzer, außer den ſchon in den HH. 46. u. 43. 


genannten und beſtimmten Fallen, obliegen ſollten. 


Außerdem hat der Zehentberechtigte oder der Gutsherr das Recht, ſich 


von feinen Laſten ohne andere Abloͤſung dadurch zu befreien, daß er die ihm zu⸗ 
kommenden Leiſtungen freiwillig und ohne Entſchaͤdigung aufgiebt. 5 


7 


§. 46. Wenn Veraͤnderungs⸗ und Laudemialgebuͤhren bei jedem An⸗ 


tritt eines neuen Kolonus gezahlt werden muͤſſen, fo find drei Veraͤnderungs⸗ 


faͤlle 


* 7 
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a 


faͤlle auf ein Jahrhundert zu Sethe find die 3 Desgensenter des verſtorbenen 
Beſitzers bon der Entrichtung befreit, ſo iſt nur Ein Fall auf ein Jahrhundert an⸗ 
zunehmen. Finden dergleichen auch im Fall des Abſterbens des Gutsherrn Statt, 
ſo werden gleichfalls drei ſolcher Veraͤnderungsfaͤlle auf ein Jahrhundert gerech⸗ 
net. Wenn aber das Obereigenthum, bei deſſen Wechſel die Zahlung der Lau⸗ 
demien geſchehen muß, an ein Amt, an eine Dignitaͤt, oder an ein Seniorat 


Fghebunden iſt, fo, follen ſechs Deranderungöfälle des „„ auf ein 


Jahrhundert gerechnet werden. 

Sind die Laudemialgebuͤhren nicht bloß bei Vererbungen, ee auch 

bei Veraͤußerungen in der dienenden Hand zu bezahlen, fo wird angenommen, 
daß zwei Veraͤußerungsfaͤlle in einem Jahrhundert vorkommen; und eben 
daſſelbe iſt der Fall, wenn ſie auch bei Vertußerungen des Obereigenthums 
erlegt werden muͤſſen. 
N §. 47. Ueberall wird ſodann derjenige Betrag der Laudemialgebühren N 
zum Grunde gelegt, welcher durch Kontrakte oder Regiſter, oder vormalige 
Landesgeſetze oder Herkommen beſtimint worden iſt. Sind aber nicht hin⸗ 
laͤngliche Nachrichten dieſer Art vorhanden „ fo geſchieht die Berechnung nach 
demjenigen Betrage derſelben, welcher in den letzten ſechs Veraͤnderungsfaͤllen 
wirklich bezahlt iſt: und kann auch dieſer nicht ausgemittelt werden, ſo muß 
die Durchſchnittsſumme derjenigen Falle, . bekannt ſind, als Einheit 
zum Grunde gelegt werden. 

§. 48. Hiernach (§§. 46. und 75 werden dann die Betraͤge aller 
auf ein Jahrhundert treffenden Veraͤnderungsfaͤlle zuſammengerechnet, und die 

Summe durch Hundert getheilt. Der Quotient konſtituirt die jährliche Rente. 
H. 40. Muͤſſen aber die Laudemialgefaͤlle immer nach Ablauf einer 
beſtimmten Anzahl von Jahren entrichtet werden, fo wird ihr feſtſtehender, 
oder nach H. 47, durchſchnittlich zu berechnender, Betrag blos durch die Zahl 
dieſer Jahre getheilt, und es konstituirt alsdann dieſer Quotient die jaͤhrliche 
3 
38. Außerdem muß der Verpflichtete bei jeder Abloͤſung von Lan⸗ 
deten „ fie mag in Kapital oder in Renten geſchehen, auch noch die ausge⸗ 
mittelte Jahresrente fuͤr ſo viele Jahre baar bezahlen, als von dem letzten 
Entrichtungsfall L bis zur Zeit der Abloͤſung verfloſſen ſeyn werden. 5 
{ $. 51. In den ehemals bergifchen Landestheilen wird das Beſthaupt 
(. 0.), in ſofern es nicht ſchon auf Geld beſtimmt iſt, von Sachverfländigen 
abgeſchaͤtzt, welche dabei ein Stück der Art, als der Gutsherr zu waͤhlen be⸗ 
rechtigt iſt, nach Beſchaffenheit des Gutes, und unter vorausgeſetzten mittlern 
Wohlſtand des Beſitzers, zum Grunde zu legen haben. Fuͤr die Entrichtung 
ſind drei Faͤlle im Jahrhundert anzunehmen, und im Uebrigen iſt dasjenige 
zu en was für die Laudemien HH. 48. und 30. vorgeſchrieben iſt. 
Ce 2 g. 52. 


F. 52. Das Heimfallsrecht wird ohne Unterſchied, ob es neben dem 
Laudemium oder ohne daſſelbe beſteht, durch eine jährliche Rente abgelbſet, 
welche zwei Prozent vom reinen Ertrag des Guts betraͤgt. Bei der Berech⸗ 
nung dieſes reinen Ertrages ſollen jedoch nicht nur die öffentlichen Abgaben, 
ſondern auch die gutsherrlichen Leiſtungen und alle uͤbrige Reallaſten, ins⸗ 
befondere auch die Zinſen der darauf hypothekariſch verſicherten Schulden, in 

Abzug gebracht werden, in ſoweit dieſe von dem Gutsherrn anerkannt werden 

muͤſſen (konſentirt ſind). . 

g F. 53. Da indeſſen das franzoͤſiſch⸗hanſeatiſche Geſetz ſofort mit dem 

Tage ſeiner Bekanntmachung das Heimfallsrecht gaͤnzlich aufgehoben, und 
eine Entſchaͤdigung an deſſen Stelle angeordnet hat, die es auf den fünften. 
Theil des Taxwerths des verpflichteten Grundſtuͤcks nach Abzug aller darauf 
hoftenden Laſten feſtſtellt, und dabei verordnet, daß dieſe Kapitalentſchadi⸗ 

gung bis zur Abzahlung mit vier Prozent verzinſet werden ſoll; ſo hat es in 
den vormaligen franzoͤſiſch⸗hanſeatiſchen Departements dabei ſein Bewenden. 
Unter den Laſten, welche von dem Taxwerthe des Grundſtuͤcks abgezogen 
werden ſollen, ſind aber nicht blos die oͤffentlichen, ſondern auch alle guts⸗ 
herrlichen und uͤbrigen auf dem Grundſtuͤck haftenden Privatlaſten, insbeſon⸗ 
dere die von dem Gutsherrn anzuerkennenden Hypotheken, zu verſtehen. Die 
Berzinſung fangt übrigens mit dem Tage an, an welchem das Dekret vom 
gten Dezember 181 T. bekannt gemacht worden iſt. f 

F. 54. In Anſehung der zu den ‚bäuerlichen Beſitzungen gehörigen 
Holzungen, ſollen folgende Grundſaͤtze gelten: ee 5 

1) Der bäuerliche Beſitzer iſt verpflichtet, den Gutsherrn fuͤr die demſelben 
an den Holzungen des Bauergutes zustehenden Nutzungsrechte, als Holz⸗ 
ſchlag, Maſt, Hutung u. ſ. w. zu entſchaͤdigen. 8 2 

2) Die Abfindung des Gutsherrn durch Naturaltheilung kann von dem Be⸗ 
ſitzer wider den Willen des Gutsherrn niemals, von dem letztern aber 
ohne Zuſtimmung des erſtern nur dann verlangt werden, wenn der zu 
theilende Forſtgrund nicht ganz von den Grundſtuͤcken des Bauerguts 
eingeſchloſſen iſt. f i ee 

3) Wenn die Naturaltheilung hiernach nicht zulaͤßig iſt, und die Intereſſen⸗ 
ten ſich uͤber die Entſchaͤdigung nicht ſonſt vereinigen, ſo erfolgt dieſelbe 
durch eine Geldrente, welche mit den übrigen gutsherrlichen Abgaben 
gleiche Rechte genießt, und nach: gleichen Grundſätzen abloͤslich iſt. 

4): Es wird daher bei entſtehendem Streit der Umfang der Gerechtſame des 
Gutsherrn und des Beſitzers ausgemittelt, alsdann nach den allgemein⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften uber die Theilung gemeinſchaftlichen Eigenthums 
der Antheil des Gutsherrn feſtgeſtellt, und deſſen Werth durch Abſchätzung 
von Sachnerſtaͤndigen auf eine Geldrente zuruͤckgefuͤhrt. N 
5 . N 50 Nach 
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5) Nach geſchehener Naturaltheilung oder Feſttelung der dem Gutsherrn 
gebuͤhrenden Geldrente, geht das volle Eigenthum aller hiernach dem 
Bauergut zufallenden Holzungen an den Beſitzer über, 

6) Die auf dem Bauergut zerſtreut ſtehenden Baͤume ſind ohne beſondere 

Entſchädigung des Gutsherrn ein Eigenthum des Beſitzers. Wo aber 

das beſondere Rechtsverhaͤltniß beſtanden, daß der Beſitzer aus dem 

geſammten Gehölze feinen Holzbedarf zu Unterhaltung feiner Gebäude, 

Befriedigungen und Ackergeraͤchſchaften vorzugsweiſe entnehmen, und 

das Nutzungsrecht des Gutsherrn erſt nach Befriedigung dieſes Bedarfs 

zur Ausübung kommen durfte; da kann der Beſitzer bei der Ausein⸗ 
anderſetzung mit dem Gutsherrn uͤber die übrige Holzung jenen Bedarf 
nur in ſoweit zur Anrechnung bringen, als derſelbe nicht ſchon durch die 

Nutzung der zerſtreut ſtehenden Baͤume gedeckt iſt. a 

Fuͤr diejenigen Holzungen „wovon dem Gutsherrn nur eine Oberaufficht, 

und gar keine eigne Theilnahme an der Benutzung zuſtand, hat berjelbe 

keine Entſchaͤdigung zu fordern. 

$- 55. Wenn nach obigen Beſtimmungen eine Abschätzung durch Sach⸗ 
verſtaͤndige erfolgen muß, fo ſollen jedesmal drei Sachverſtaͤndige zugezogen 
werden, von denen jeder Theil einen, und die Behoͤrde, welche das Abldſungs⸗ 

geſchaͤft leitet, den dritten beſtimmt. i 

Wenn die Marktpreiſe des Haupt⸗ Marktorts nicht auszumitteln find, 
oder den Werth einiger abzuloͤſenden Gegenſtaͤnde nicht beſtimmen; ſo haben 
die Sachverſtaͤndigen ſolche nach dem gemeinen Werthe abzuſchaͤtzen. 

a Die Koſten der Schaͤtzung durch Sachverſtaͤndige fallen dem Provokan⸗ 

ten zur Laſt. Hat dieſer jedoch, um eine ſolche Schaͤtzung zu vermeiden, dem 

Gegner Anerbieten gethan, und hat ſich dieſer ſie anzunehmen geweigert; fo 

ſoll der Provokat ſaͤmmtliche Koſten allein tragen, wenn nicht das Urtheil der 

Sachverſtaͤndigen für ihn guͤnſtiger ausfaͤllt, als das Anerbieten des Provokan⸗ 

ten war, in welchem Fall wiederum der e e allein die Koſten zu tra⸗ 

en hat. 5 
= §. 56. Der Antrag auf Berwanblung i in Geldrente oder auf gaͤnzliche 

Abloͤſung kann uͤbrigens zu jeder Zeit erfolgen. Soll eine Geldrente durch Ra. 

pital abgelöjet werden, fo findet eine ſechsmonatliche Kuͤndigungsfriſt Statt: 

und ſollen andere Laſten in Geldrente verwandelt, oder gaͤnzlich abgeloͤſet wer⸗ 
den, ſo tritt die Ausführung des Geſchaͤfts erſt mit dem Ablauf desjenigen Ka⸗ 
lenderjahres ein, in welchem daſſelbe völlig regulirt iſt. 

Auch kann jeder von beiden Theilen fordern, daß die Ausfuͤhrung noch 
ein Jahr länger, ausgeſetzt bleibe, um die noͤthigen Veraͤnderungen in der 
Wirthſchaft vorbereiten zu koͤnnen; und außerdem ſoll die Generalkommiſſion 
befugt ſeyn, auf den Antrag des Berechtigten die Ausfuͤhrung noch auf ein zwei⸗ 

tes 
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28 Jahr audzufegen, wenn nach ihrer Pffichemäfftgen Mebergeiigung das wirth⸗ 
ſchaftliche Bedärſſiiß des Berechtigten dies nothwendig macht. | 
„HF. 57.,, Ein jeder Pflichtige, welcher Leiſtungen oder Abgaben, fie 


ſeyen von welcher Art fie wollen, ablöſen will, iſt verbunden, bei der Abloͤſung 


alle Ruͤckſtaͤnde, mit Einſchluß der nach Verhaͤltniß der Zeit ſchuldigen Gefälle 


des laufenden Jahres, zu bezahlen. a 
H. 58. Die für die abgelöſeten Abgaben, Zehnten und Dienſte feſtge⸗ 
ſetzten Renten oder Kapttälzen genießen daſſelbe Borzugsrecht vor allen hypothe⸗ 
kariſchen Forderungen, welches den Abgaben und Reiftungen ſelbſt zuſtand; 
zur Erhaltung deſſelben muͤſſen jedoch die Berechtigten bei Vermeidung der in 
den Geſetzen beſtimmten Nachtheile die Eintragung in das Hypothekenbuch der 
verpflichteten Grundſtücke nachſuchen, und ſollen Fir dieſe Eintragungen keine 
Gebühren und Stempel bezahlt werden. en 
„ Die hypothekariſchen Gläubiger koͤnnen der Ablöſung nicht wi⸗ 
derſprechen: auch bedarf es ihrer Zuziehung bei dem Abloͤſungsgeſchaͤft nicht; 
vielmehr finden die in dem Allg. Landrechte Theil I. Tit. 20. H. 460. bis 465. 
bei Gemeinheitstheilungen gegebenen Vorſchriften auch hier Anw endung, und kann 


ſich bei entſtehenden Hinderniſſen der Verpflichtete ſeiner Seits in jedem Fall durch 

gerichtliche Depofition des Ablöſungskapitals von aller Verhaftung befreien. 
§. 60. In wie weit der Lehnsherr, die Lehnsfolger, Nutznießer oder 

Wiederkaufsberechtigten bei der Ablöſung zugezogen werden muͤſſen, iſt mit der 


Modifikation, daß, wo der nächſte Lehnsfolger unbekannt iſt „ die Zuziehung 


eines zu beſtellenden Lehnskurators und deſſen Erklärung hinreicht, nach den d 


Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Theil I. Titel 17. . 324— 336. zu 
beurtheilen, und bei Fideikommiſſen kommt die Vorſchrift des Allgemeinen Land⸗ 


rechts Theil II. Titel 4. F. 117 — 119. zur Anwendung. 2 


H. 61. Sind die Dienſte oder Zehnten zugleich mit den Guͤtern, zu wel⸗ 


chen fie gehören, verpachtet, fo ſollen die Pächter „ wenn die Pflichtigen, oder 


einer derſelben die Verwandlung in Rente oder die gaͤnzliche Abloͤſung zuerſt 


verlangt haben, von dem Pachtgelde nur den Betrag der Renten, oder die Zin⸗ . 


fen des Kapitals, welches dem Vetpaächter für den Abkauf bezahlt worden iſt, 
und zwar dieſe zu fünf vom Hundert abzuziehen, oder, inſofern der jährliche 


Ertrag der in Renten verwandelten oder abgelöſeten Leiſtungen wenigſtens ein 


Zehntheil des Pachtgeldes beträgt, die Pacht am Ende des Pachtjahres ganz 


aufzugeben befugt ſeyn. Wenn aber der erſte Antrag auf Verwandlung in 77 


1 


Rente von dem Verpaͤchter und Beſitzer des berechtigten Guts geſchehen iſt, 
fo it der Pächter vollſtaͤndige Entſchädigung zu fordern berechtigt, es ſey 
denn, daß er vorzoͤge, die Pacht am Ende des Pachtjahres ganz aufzugeben. 

Sollte das verpflichtete Gut verpachtet ſeyn, ſo kann der ablöfende 


Verpaͤchter verlangen, daß der Pächter die Abloͤſungs⸗Rente oder die Zinſen 
: des 
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kann jedoch: dieſem Verlangen dadurch ausweichen, daß er das Gut mit dem 
Ende des Pachtjahrs verlaͤßt. Iſt in dieſem letzten Fall die Provokation 


vom Verpflichteten ausgegangen, ſo kann der Möchten wolltsnzige Entſchaͤ⸗ 


digung für die uͤbrige Pachtzeit fordern 

if Sobald daher eine Abloͤſung regnlirt iſt, . . Pächter ſofort davon 
Nachricht gegeben werden, welcher ſich binnen vier Wochen zu erklaͤren hat, 
ob er von dem Recht, die Pacht am Ende des Pachtjahres aufzugeben, Ge⸗ 
brauch machen will, oder nicht; erklart er ſich nicht, ſo wird das letztere an⸗ 


genommen. Iſt von dem Tage, wo der Verpaͤchter feine, Erklärung erhal⸗ 
ten hat, bis zu Ende des Pachtjahres nicht wenigſtens ein Zeitraum von drei 


Monaten vorhanden, ſo kann die Aufhebung des Pachtverhaͤltniſſes nicht mit 
dem Ende des laufenden, ſondern 155 des närhitfolgenben Pachtjahres ge⸗ 
e werden. 

62. Wenn der Pflichtige eine Abgabe, von der er wegen der 
b einen Abzug zu machen befugt iſt, durch Bezahlung des Abloͤ⸗ 
ſungskapitals abkauft, ſo wird letzteres nur nach dem Betrage der Rente be⸗ 
rechnet, welche dem Berechtigten nach Abzug des Beitrages, den er in dem 
Abloſungsjahre zur Grundſteuer entrichten muß, rein übrig. bleibt. Jedoch 
bleibt dem Gutsherrn auch zu dieſem Zweck unbenommen, die im H. 29. 


7 


vorbehaltene Ausmittelung des wahren eg und e des Ab⸗ 


zugs zu bewirken. 
„63. Die fuͤr Vonage Naturalleiſkungen Eonffituisten Renten, 
5 von den Pflichtigen, wenn nicht etwas anders verabredet wird, . 


Weihnachten jeden Jahres bezahlt werden. 


f §. 64. Die in Unſerer Kabinetsorder vom Sten Ma 1815. angeord- 
nete Suspenſion aller Prozeſſe uber guts herrliche und baͤuerliche Verhaͤltniſſe 
‚hört mit der Verkuͤndung des gegenwaͤrtigen Geſetzes ganzlich auf. Die Ge⸗ 
richte haben jedoch dergleichen Prozeſſe nicht von Amtswegen wieder aufzu⸗ 


nehmen, ſondern es bleibt dieſes, und die weitere Regulirung der Rechtsver⸗ 
phaͤltniſſe nach der gegenwärtigen Verordnung, den Intereſſenten uͤberlaſſen, 


und es können dabei weder aus der geſchehenen Suspenſion, noch aus dem 
inzwischen elwa feſtgeſezten Beſisſtande, rechtliche Sauen enen 
werden. 
8. 5 Was die Muckſtände an Abgaben und Leifungen aubefrifft, 
welche bis zur Verkuͤndung dieſes Geſetzes aufgelaufen ſeyn moͤgten: ſo ſollen 
a) ruͤckſtaͤndige Dienſte nicht in natura, ſondern nur eine Geldentſchaͤdi⸗ 
gung dafür, die nach den Grundſaͤtzen des gegenwärtigen: Geſetzes zu 
beſtimmen iſt, nachgefordert werden konnen: jedoch fällt in den ehemals 
bergiſchen Landen auch dieſe Entſchaͤdigung gänzlich weg; 1 


Tit: VI. 
Allgemeine 
Grundſaͤtze. 
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b) rüͤckſtaͤndige Naturalabgaben ſoll der Verpflichtete nach ſeiner Wahl in 


natura, oder nach den letzten Martini⸗Marktpreiſen vor dem Zahlungs⸗ 


tage, in Gelde abtragen; | 


c) an Ruͤckſtaͤnden ſowohl dieſer beiden Arten, als an ſonſtigen Ruͤckſtaͤnden 
in Gelde, ſoll der Verpflichtete in jedem Jahr neben den laufenden Ab⸗ 
gaben und Leiſtungen nur den Betrag der Ruͤckſtände Eines Jahres ab⸗ 
zutragen verpflichtet ſeyn, es ſey denn, daß der Berechtigte nach zuwei⸗ 
fen vermoͤgte, daß der Verpflichtete ohne erhebliche Beeinträchtigung 

ſeines Nahrungsſtandes alles auf einmal, oder doch mehr als einen 

Jahresbetrag, zu leiſten im Stande ſeyj 1 

4) ſollten zufaͤllige Rechte fällig geworden und in Ruͤckſtand verblieben 
ſeyn, ſo ſind ſolche ohne Anſtand vollſtaͤndig nachzuzahlen; arte 

e) auch in Anſehung der Ruͤckſtaͤnde kommt der in den 9H. 20 — 32. näher 
beſtimmte Abzug zur Anwendung. ie 

F. 66. Auch ſollen in Konkursfuͤllen alle Nuͤckſtände, welche ſeit der 

Suspenſion der Prozeſſe über die gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe 


aufgelaufen find, neben den etwanigen älteren: bis zweifaͤhrigen Ruͤckſtaͤnden, 


daſſelbe Vorzugsrecht mit dieſen genießen. i eribz 
F. 67. Soweit dieſe Gegenſtaͤnde durch Vergleich, rechtskraͤftige Aburtelung 
oder ſonſt rechtsguͤltig bereits feſtgeſetzt find, behalt es dabei in ſofern ſein Bewen⸗ 
den, als dadurch nicht ſolche Gerechtſame, die auch nach dem gegenwartigen Geſetz 
ohne Entſchaͤdigung abgeſchafft ſind, unverwandelt aufrecht erhalten worden 
F. 68. Auch in den von Hannover an Uns abgetretenen Diſtrikten 
gelt die gegenwärtige Verordnung, vom Tage ihrer Bekanntmachung an ge⸗ 
rechnet, mit der einzigen Ausnahme zu Gunſten derjenigen darin belegenen 


"Güter, welche Privatperſonen gehören, daß auch ungemeſſene Dienſte, welche 
zur Kultur ihrer Aecker und Wieſen geleiſtet werden muͤſſen, nicht ohne Ent⸗ 


ſchaͤdigung abgeſchafft, ſondern nach dem Maaße, wie ſie in dem zuletzt her⸗ 
gebrachten Wirthſchaftsbetriebe wirklich abgeleiſtet worden, in gemeſſene zu 
verwandeln, und ſodann, wie die letzteren, der gegenwaͤrtigen Verordnung 
gemaͤß, weiter zu behandeln ſind. 8 na 
F. 60. Zur Feſtſtellung der in dieſem Geſetz beruͤhrten Verhaͤltniſſe 
ſollen ohne Anſtand Generalkommiſſionen niedergeſetzt werden, deren Wirkun 98. 
kreis durch ein beſonderes Geſetz vom heutigen Tage naͤher beſtimmt dis 
Alrkundlich haben Wir dieſes Geſetz Höchſteigenhaͤndig vollzogen und 
mit Unſerm Königlichen Inſiegel verſehen laſſen. in - 


4 


e geſchehen und gegeben Berlin, den 25 ſten September 1820. 3 


e e e Fiebrich Wilen 
a . Fürſt v. Harden berg. v. Altenſtein. 

f * wen Frieſe. 
(No. 621.) 
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(No, 624.) Geſet wegen der in Magdeburg und Munſter zu errichtenden Generalkom⸗ 
2 f miſſionen. Vom 25ſten September 1820. 8 5 N 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
* Preußen u. ce. . | 
Damit die Auseinanderſetzung über die gutsherrlichen und baͤuerlichen 
Verhaͤltniſſe in denjenigen Theilen Unſerer Monarchie zwiſchen der Elbe und 


dem Rhein, welche vormals zum Koͤnigreich Weſtphalen, zum Großherzog⸗ 
thum Berg, und zum franzoͤſtſchen Reiche gehoͤrt haben, desgleichen im Her⸗ 


zogthum Weſtphalen, nach den heute von Uns vollzogenen Geſetzen, gleich 


foͤrmig und ohne Aufenthalt betrieben werde; ſo haben Wir beſchloſſen, dazu 
beſondere Behoͤrden unter dem Namen der „Generalkommiſſionen“ niederzuſetzen, 
und verordnen, nach erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths, wie folgt: 
H. I. Es ſollen ſolcher Generalkommiſſionen zwei, und zwar die eine 
zu Magdeburg, und die andere zu Münfter, errichtet werden, von denen jene 
fuͤr diejenigen der obgedachten Landestheile, die jetzt zur Provinz Sachſen, 
und dieſe für diejenigen beſtimmt iſt, die jetzt zur Provinz Weſtphalen und zu 
den Rheiniſchen Provinzen gehoͤren. a 
„H. 2. Eine jede dieſer Behörden ſoll aus einem Generalkommiſſarfus, 
als Direktor, und wenigſtens zwei Beiſitzern in kollegialiſchem Verhaͤltniß 
beſtehen. Eines der Mitglieder muß ein zum Richteramt geeigneter und zur 
Juſtiz verpflichteter Beamter, bei deſſen Anſtellung daher auch Unſer Juſtiz⸗ 
Miniſter konkurriren ſoll, und die andern Mitglieder muͤſſen der Oekonomie 
kundig ſeyn. 5 1 > 
H. 3. Die Generalkommiſſionen find übrigens Unſerm Miniſterio des 
Innern, in Rekursfaͤllen ($. 28.) aber dieſem und Unſerm Juſtizminiſterio 
gemeinſchaftlich, untergeordnet, und den ordentlichen Provinzial⸗Behoͤrden 
koordinirt. ne 5 
H. 4. Ihre Beſtimmung iſt, fo weit das gegenwärtige Geſetz darun⸗ 
ter nicht naͤhere Beſchraͤnkungen enthaͤlt, die ausſchließliche Einleitung und 
Bearbeitung aller Geſchaͤfte, welche in Ausführung Unſerer heutigen Geſetze 
uͤber die Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe in den ob⸗ 
gedachten Landestheilen zur Auseinanderſt ung der Intereſſenten gehören. 
H. 5. Es bleibt jedoch den Intenzſſenten unbenommen, ſich wegen 
aller Rechtsverhaͤltniſſe, die in den gedachten Geſetzen beruͤhrt werden, auf 
jede beliebige Weiſe durch Vertrag zu einigen, nur daß ſolches in derjenigen 
Form geſchehe, welche die Geſetze zur Rechtsguͤltigkeit und beziehungsweiſe 
zur hypothekariſchen Eintragung folcher Verträge erfordern, 
Jahrgang 1820. : Dd FAN 6. 
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F. 6. Außer dieſem Falle aber tritt die Vermittelung der General: 
kommiſſion ein, und ſobald der eine oder der andere Theil dieſelbe in An⸗ 
ſpruch nimmt, hat die Generalkommiſſion dazu einen beſondern Kommiſſarius 
abzuordnen, und durch dieſen, oder durch unmittelbare Verfuͤgungen die Be⸗ 
richtigung des ganzen Geſchaͤfts mit allen zu demſelben gehoͤrigen, oder von 
den Partheien damit in Verbindung geſetzten Nebenpunkten, ſowohl unter 
den Hauptpartheien, als mit den entfernteren Intereſſenten zur Sache, als 
Hypothekglaͤubigern, Lehn- und Fideikommißberechtigten und weſſen Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe ſonſt dadurch berührt werden, namentlich auch die Auseinander⸗ 
ſetzung zwiſchen den Paͤchtern und Verpaͤchtern der zur Regulirung kommen⸗ 
den Guͤter zu vermitteln, die Angelegenheit bis zum Abſchluß der Verhand⸗ 
lungen zu leiten und zu betreiben, und endlich ſelbſt auf die Berichtigung 
der hypothekariſchen Verhaͤltniſſe zu achten. ( F. 15 ö 
9. 2. Ihre Kompetenz tritt auch in dem Fall eines zwlſchen den In: 
tereffenten bereits getroffenen Privat⸗Abkommens alsdann ein, wenn wegen da⸗ 
bei übergangener Punkte, oder von nicht zugezogenen Intereſſenten neue An⸗ 
ſpruͤche erhoben werden; gleichergeſtalt iſt diefelbe verpflichtet, wenn wegen 
der bei Ausführung eines Privat: Abkommens eintretenden Schwierigkeiten 
ihre Vermittelung in Anſpruch genommen wird, ſich darauf einzulaſſen, wie⸗ 


wohl uͤbrigens Rechtsſtreitigkeiten uͤber die Rechtsbeſtaͤndigkeit oder Ausle⸗ 


gung ſolcher Privatvertraͤge zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte ge⸗ 
hören. 


$ 8. Wenn bei der Auseinanderſetzung Korporationen, Anſtalten 


und Stiftungen, die unter der allgemeinen Oberaufſicht Unſerer Regierungen 


ſtehen, Theilnehmer find, fo muͤſſen dieſe bei der Verhandlung ſelbſt zwar, 
wie es ſonſt die Geſetze vorſchreiben, gehoͤrig vertreten werden. Wo es aber 
auf die Ertheilung von Genehmigungen und Ermaͤchtigungen ankommt, 


welche ſonſt Unſern Regierungen, vermoͤge des Oberaufſichtsxrechts, zuſtehen 


wuͤrden, da ſollen die Generalkommiſſionen in die Stelle der letztern treten, 
und dergleichen Genehmigungen und Ermaͤchtigungen nach gehörig gepruͤfter 


Sache, und mit Beobachtung alles deſſen, was im gleichen Fall jenen ob⸗ 


liegen wuͤrde, ihrerſeits ertheilen koͤnnen. f N 

§. 9. Gleichergeſtalt haben die Generalkommiſſionen, wo allge⸗ 
meine und landespolizeiliche Ruͤckſichten eintreten, dieſe von Amtswegen in 
Stelle Unſerer Regierungen gehörig zu beachten, und ſind auch in dieſer Be⸗ 
ziehung von der Nothwendigkeit einer naͤhern Ruͤckſprache mit letzteren ent⸗ 


bunden, wiewohl, wie ſich von ſelbſt verſteht, denſelben jederzeit auf gebuͤh⸗ 


rendes Nachſuchen die noͤthige Aus kunft zu ertheilen gehalten. 
$ 10. Auf Unſern Domainen ſoll die Regulirung aller derjenigen 
Rechtsverhaͤltniſſe, worauf ſich die im H. 4. bezeichneten Geſetze beziehen, 
5 alle 
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zunaͤchſt durch Kommiſſarien der Regierung verſucht, und nur, wenn dieſelbe 


auf dieſem Wege nicht zu Stande gebracht werden kann, an die General⸗ 


kommiſſion gebracht werden. Doch kann letztere in Bezug auf das Doma⸗ 
nialintereffe bei Ertheilung der nöthigen Genehmigungen und Ermaͤchtigungen 
die Stelle Unſerer Regierungen nicht vertreten. 5 
: $. II. Zum Wirkungskreiſe der Generalkommiſſionen gehört ferner 
die Entſcheidung aller Streitigkeiten, welche ſich bei Gelegenheit der Aus⸗ 
einanderſetzung über die gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, über die 
Abloͤſung der Zehnten, uͤber die Abſchaͤtzung oder ſonſtige Werthausmittelung 
der verſchiedenen Rechte und Verpflichtungen, oder auch uͤber die Ausglei⸗ 
chung ſelbſt, es ſey zwiſchen den Hauptintereſſenten, oder denen, deren Rechts⸗ 
verhaͤltniſſe dadurch nur mit beruͤhrt werden, ereignen moͤgten. 

$. 12. Alle übrigen Rechtsſtreitigkeiten verbleiben zwar nach wie vor 
den ordentlichen Gerichten. Jedoch ſollen die Generalkommiſſionen auch in 
dieſen überall, wo es bei der Entſcheidung auf oͤkonomiſche Gutachten ankommt, 
zu deren Pruͤfung und Mittheilung ihres Urtheils verpflichtet ſeyn, wenn fie von 
den geeigneten Behoͤrden, es ſey auf Antrag der Partheien, oder von Amtswe⸗ 


gen, darum erſucht worden. 


$. 13. Sobald die bei den Generalkommiſſionen anhaͤngig gemach⸗ 


ten Angelegenheiten, ſey es im Wege der Uebereinkunft der Partheien, oder der 


rechtskraͤftigen Entſcheidung, ausgeglichen und die neuen Rechtsverhaͤltniſſe, ſo⸗ 
wohl in Beziehung auf die Hauptpartheien, als auf die Intereſſenten der In⸗ 
zidentpunkte feſtgeſtellt ſind, muß darüber ein von den Intereſſenten gehörig zu 
vollziehender Rezeß aufgenommen, und dieſer von der Generalkommiſſion ſo⸗ 
wohl auf die Legitimation der Kontrahenten, als auf deſſen Vollſtaͤndigkeit, 
Deutlichkeit und formelle Berichtigung gepruft, und, wenn fie dabei nichts zu 
erinnern findet, beſtaͤtigt werden. 

F. 14. In einzelnen Faͤllen bleibt jedoch ihrem Ermeſſen überlaſſen, 
ungeachtet eines oder des andern noch unberichtigten Punkts dennoch mit dem 


Abſchluſſe in der Hauptſache zu verfahren, und den unerledigten Gegenſtand 


einer beſondern Verhandlung vorzubehalten, 2 
Fi. 15. Damit auch nach der Regulirung jeder Intereſſent in den wirk⸗ 
lichen Beſitz der ihm nach derſelben zuſtaͤndigen Rechte geſetzt werde, ſo liegt 


der Generalkommiſſion ob, von Amtswegen dafür zu ſorgen: 


a) daß, wo etwan Grundſtuͤcke vertauſcht oder ſonſt abgetreten, neu einge⸗ 
theilt oder in ihren Grenzen berichtigt ſeyn moͤgten, dieſelben den darauf 
angewieſenen Intereſſenten uͤbergeben; 

b) daß die zur Sicherſtellung derſelben ad depositum zu leiſtenden Zahlun⸗ 

gen gehoͤrigen Orts geleiſtet und Ge 

Ddb2 €) daß 
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c) daß die zur Eintragung geeigneten Urkunden der betreffenden Hypotheken⸗ 
Behörde zu dieſem Behuf zugefertigt werden. i N 

$. 16. Wegen der übrigen zur Ausführung des Geſchaͤfts erforderlichen 
Maaßregeln find zwar die Anträge der Partheien zu gewaͤrtigen. Es koͤnnen 
jedoch Exekutionsgeſuche aus den von der Generalkommiſſion beſtaͤtigten Re⸗ 
zeſſen nur binnen Jahresfriſt nach erfolgter Beſtaͤtigung, und allein bei ihr an⸗ 
ſere Regierungen und Landraͤthe zu erſuchen. 1 

H. 17. Das letztere gilt auch von allen ſonſtigen Exekutionen, welche 
die Generalkommiſſion, es ſey gegen die Intereſſenten, oder gegen nachlaͤßige 
Kommiſſarien oder ſonſt zu verfügen haben kann. So weit fie nehmlich ver⸗ 


gebracht werden. Wegen Vollſtreckung ſolcher Erekutionen hat fie uberall Un⸗ 


‚fügen darf, iſt ſie auch befugt, ihren Verfügungen durch Veranlaſſung der Exe⸗ 


kution Folge zu geben. 


H. 18. Sollte es ſich ereignen, daß nach gerichtlich beendigtem Ge⸗ 


ſchaͤfte der Generalkommiſſion noch neue Anſpruͤche nicht zugezogener Ins 
tereſſenten zu ihrer Kenntniß und Vermittelung gebracht würden; ſo tritt ihre 


tung der Auseinanderſetzung zur Sprache gekommen waͤren. 


Einwirkung dabei in eben dem Maaße ein, als ob dieſelben gleich bei Einlei⸗ 


H. 19. In ſo weit die Verhandlungen mit den Partheien von den 
Mitgliedern der Generalkommiſſion ſelbſt nicht uͤbernommen werden koͤn⸗ 
nen, bedient ſich dieſelbe in der Regel der Oekonomiekommiſſarien, welche 
fie fortan ſelbſt nach gehoͤriger Prüfung, als ſolche, anzuſtellen, befugt ſeyn 
ſoll. Die gerichtlich zu vollziehenden Geſchaͤfte konnen von ihr den Unterrich⸗ 


tern, Friedensrichtern oder andern richterlichen Perſonen aufgetragen wer⸗ 


den. Alle, Unſeren Provinzial⸗Juſtizkollegien und Regierungen untergeord⸗ 


nete Beamten und Behörden find ſchuldig, ihre Aufträge anzunehmen, und, 
gleich den uͤbrigen Geſchaͤften ihres Berufs, mit Treue und Puͤnktlichkeit 


auszurichten, dabei auch ihren etwanigen beſondern Anweiſungen Folge zu 


leiſten. i a i 1 
$. 20. Die Vollziehung der Rezeſſe muß allemal in derjenigen Form 


geſchehen, die nach den Geſetzen zur hypothekariſchen Eintragung erforderlich 
iſt. Sie haben dann die Wirkung gerichtlicher Urkunden, und bedürfen keiner 


nochmaligen Verlautbarung vor dem Richter der Sache. 5 


$. 21. Auch alle Verhandlungen, welche bei der Generalkommiſſion 
oder in ihrem Auftrage aufgenommen worden, ſind, wenn ſolches von einer 


richterlichen Perſon geſchehen, als gerichtliche Verhandlungen anzuſehen. 

§. 22. Die Verhandlungen anderer Kommiſſarien oder Deputirten 
der Generalkommiſſion, welche nicht Richter ſind, haben zwar in der Re⸗ 
gel nur die Kraft oͤffentlicher Urkunden; fie ſollen jedoch von Perſonen, die 


des 


* 
* 
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des Leſens und Schreibens unkundig find, aus dem Grunde, weil die Geſetze 
ſonſt bei ihnen allemal gerichtliche Vollziehung verlangen, vorausgeſetzt nur, 
daß die Vollziehung Seitens derſelben uͤbrigens in der gehoͤrigen Form geſche⸗ 
hen iſt, als unguͤltig nicht angefochten werden koͤnnen. Auch koͤnnen jeden⸗ 
falls die von ſolchen Kommiſſarien oder Deputirten zum Behuf der Inſtruk⸗ 
tion derjenigen Streitpunkte, deren Entſcheidung zum Wirkungskreiſe der 
Generalkommiſſion gehoͤrt, aufgenommenen Protokolle bei der Entſcheidung 


mit voller rechtlicher Wirkung zum Grunde gelegt werden. 


F. 23. Die Spezialkommiſſarien find zu Erfüllung ihres Auftra⸗ 
ges ohne Ruͤckfrage bei der Generalkommiſſton, alles dasjenige zu verfuͤ⸗ 


gen und zu fordern befugt, was die ordentlichen Juſtizbehoͤrden ſelbſt Behufs 


der Inſtruktion von den Partheien oder von einem Dritten fordern und ohne 
Urtelsform verfügen koͤnnen. : 
F. 24. Wenn ſich ihr Auftrag nicht ausdrücklich auf einen einzelnen 

Theil des Geſchaͤfts beſchraͤnkt, fo verbleibt der Betrieb der ganzen Sache 
bis zum Schluß in ihren Haͤnden. Sie ſind ihre Verhandlungen daher auf 
alle die Gegenſtaͤnde auszudehnen ermaͤchtigt, welche die Generalkommiſſion 
in Beziehung auf die bei ihr anhaͤngig gemachten Angelegenheiten vor ſich zu 
ziehen befugt iſt, und welche die Partheien mit der Hauptſache in Verbindung 
bringen. Namentlich alſo liegt ihnen, auch ohne beſondern desfallſigen Auf⸗ 
trag, die Inſtruktion aller derjenigen Streitpunkte ob, die zur Entſcheidung der 
Generalkommiſſion gehoͤren. 8 
F. 25. Sie konnen auch in Faͤllen, wo bei Abſchaͤtzungen und Begut⸗ 
achtungen durch Sachverſtaͤndige nach dem Geſetz die Generalkommiſſion den 
dritten Sachverſtaͤndigen zu beſtellen hat, nicht allein ſelbſt dazu beſtellt wer⸗ 
den, ſondern es wird auch, wo die Generalkommiſſion nicht ein anderes an⸗ 

geordnet hat, daß ſolches geſchehen, ſtillſchweigend vorausgeſetzt. 

F. 26. Deduktionen, oder beſondere ſchriftliche Rechtsausfuͤhrungen 
ſind bei den Inſtruktionen, welche von den Kommiſſarien der Generalkom⸗ 
miſſion uͤber Streitpunkte, die zur Entſcheidung der letztern gehoͤren, gefuͤhrt 
werden muͤſſen, nur inſofern zulaͤſſig, als ſie im Schlußtermine ſelbſt zu den 
Akten uͤbergeben werden. 75 

F. 27. Die Entſcheidungen der Generalkommiſſion uͤber Streitpunkte 
„find in der Form von Reſolutionen abzufaſſen. 
. 28. Es ſteht dagegen den Intereſſenten nur der Rekurs an Un⸗ 
ſere Miniſterien des Innern und der Juſtiz zu, als welche beide in allen 
bebe Rekursfaͤllen gemeinſchaftlich und in letzter Inſtanz zu entſcheiden 
haben. s 
— $. 29. 


i 
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F. 29. Auch ein ſolcher Rekurs muß jedoch binnen vier Wochen, 
vom Tage der Bekanntmachung derjenigen Reſolution an gerechnet, gegen 
welche er gerichtet werden ſoll, entweder bei der Generalkommiſſion ſelbſt 
angebracht, oder doch derſelben, wenn ſolcher unmittelbar an die Miniſterien 
gerichtet worden, in dieſer Friſt davon Behufs Einſendung der Akten Anzeige 
gemacht werden; entgegengeſetzten Falls beſchreitet die Reſolution der Gene⸗ 
ralkommiſſion unwiderrufliche Rechtskraft. Es verſteht ſich indeſſen von ſelbſt, 
daß, wo etwan bei Gegenſtaͤnden des allgemeinen Verwaltungsreſſorts durch 
eine Entſcheidung der Generalkommiſſion das Gemeinweſen beeintraͤchtigt oder 
gefährdet würde, die Abhuͤlfe dagegen zu jeder Zeit noch zulaͤſſig bleibt. 

F. 30. Schließlich wollen Wir zur Beförderung der Auseinanderſetzungen 
alle desfallſige Verhandlungen, welche bei den Generalkommiſſionen vor dem 
Iſten Januar 1823. anhaͤngig gemacht werden, von der Stempel⸗ und Spor⸗ 
telpflichtigkeit befreien, dergeſtalt, daß von Seiten der Generalkommiſſion 
den Partheien nur die Diäten und Remunerationen der Kommiſſarien und Sach⸗ 
verſtaͤndigen, und andere zu den baaren Auslagen gehoͤrige Koſten in Rech⸗ 
nung geſtellt werden koͤnnen. Es erſtreckt ſich jedoch dieſe Verguͤnſtigung 
auf die Rekurſe und auf die durch dieſelben veranlaßten Verhandlungen als⸗ 
dann nicht, wenn ſolche als grundlos verworfen worden. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und Bei⸗ 
druͤckung Unſeres Königlichen Inſiegels. 


Gegeben Berlin, den 25 ſten September 1820. 5 
Ä (LS) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: | 
Briefe, 


Fo. 625.) 
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No. 628.) Geſetz, die gulsherrlichen und boͤuerlichen Verhoͤltniſſe im Herzogthum Weſt⸗ 5 
55 phalen betreffend. Vom 25ſten September 1820, a 


Preußen ꝛc. dc. ; 


„. Veranlaſſung mehrerer Beſchwerden haben Wir die im Herzogthum 
Weſtphalen geltenden Geſetze uͤber die gutsherrlichen und baͤuerlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe einer naͤheren Pruͤfung unterworfen, und verordnen nunmehr uͤber 
dieſen Gegenſtand, nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, wie folgt: 
H. I. Es hat bei den Großherzoglich⸗ Heſſiſchen Verordnungen uͤber 
die guts herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤltniſſe im Herzogthum Weſtphalen, 
jedoch unter den nachfolgenden Beſtimmungen, auch ferner fein Vewenden. 
§. 2. Zur Kapitalabloͤſung ſind daſelbſt auch fernerhin lediglich die 
baͤuerlichen Beſitzer, und nicht die Gutsherren, berechtigt. Die baͤuerlichen 
Beſitzer ſollen Partialablöͤſungen nicht anders als in Summen von wenigſtens 


Wir Ftiedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König bon 


100 Rihlr. Preußiſch Kourant, und Kapitalablöſungen überhaupt nicht aaders 


als nach ſechs monatlicher Kündigung, zu bewirken befugt ſeyn. i 
Beide Theile ſollen aber das Recht haben, eine Verwandlung von 
Naturalleiſtungen in Geldrenten zu verlangen, und es ſollen für alle Abloͤ s 
ſungen diejenigen Vorſchriften befolgt werden, welche in dem heute erlaſſenen 
Geſetz für die ehemals zum Königreich Weſtphalen ꝛc. gehörigen Landestheile 
65.34 43. emhalten ſind. 
§. 3. Wenn von einem mit gutsherrlichen Abgaben belaſteten Grund⸗ 


ſtuͤck ein Theil getrennt wird, ſo ſoll, im Fall nicht eine andere guͤrkiche Eini⸗ 


gung zu Stande kommt, ſofort ein Theil dieſer Abgaben, der bei entſtehen⸗ 
dem Streite durch die Generalkommiſſion (F. 8.) beſtimmt wird, und zwar 
in der Art, daß derſelbe mit dem Werth des abgetrennten Theils des Grund⸗ 
ſtuͤcks im Verhaͤltniß ſtehet, abgelöjet werden, und bis dies geſchehen, das 
abgezweigte Stuck Land dem Gutsherrn für ſaͤmmtliche Abgaben ſolidariſch 
verhaftet bleiben, demnächſt aber von aller Verpflichtung gegen denſelben 
frei ſeyn. = = 
H. 4. Die Auseinanderſetzung zwiſchen Gutsherren und Bauern wegen 
der Maturalleiſtungen und Dienſte, wird künftig nicht mehr nach den unterm 
gten November 1814. bekannt gemachten proviſoriſchen Normalpreiſen, ſon⸗ 
dern, wenn keine gütliche Einigung erfolgt, nach der im F. 2. gegebenen 
Vorſchrift bewirkt. f a 
§. 5. Wo dieſe Auseinanderſetzung proviſoriſch, aber noch nicht definitiv 
erfolgt iſt/ ſteht es jedem Theile frei, binnen Jahresfriſt bei der General⸗ 
kom⸗ 
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kommiſſton (F. 8.) die definitive Regulirung ſtatt der bisherigen proviſoriſchen 
in Antrag zu bringen. Was dem gemaͤß alsdann zurück- und nachgezahlt 
werden muß, braucht jedoch, wenn ſolches nicht ausdruͤcklich vorbehalten iſt, 
nicht verzinſet zu werden. Iſt binnen Jahresfriſt von keinem Theile gegen 
die proviſoriſche Auseinanderſetzung reklamirt, fo hat es bei derſelben für 
immer fein Bewenden. 

$. 6. Da die uͤber die Ablöfung der Zehnten vorbehaltene Verordnung 
vor der Veraͤnderung der Landeshoheit nicht ergangen, und das Großherzog⸗ 
lich⸗Heſſiſche Geſetz vom Isten Auguſt 18 16. im Herzogthum Weſtphalen 
nicht anwendbar iſt, ſo werden hierdurch die Zehnten aller Art nach den Grund⸗ 


ſaͤtzen für abloͤslich erklärt, welche in Unſerem oben ($. 2.) angeführten Geſetz - 


6$. 44. 45. enthalten find. 

H. 7. Ueber den in der Verordnung vom 27ſten Februar 1811. vor- 
geſchriebenen Abzug eines Fuͤnftels, wegen der Grundſteuer, bleibt eine an- 
derweitige Beſtimmung zu naͤherer Feſtſtellung des Steuerweſens im Herzog⸗ 
thum Weſtphalen vorbehalten. Jedoch ſollen auch ſchon jetzt die Gutsherren 


berechtigt ſeyn, den in dem oben (F. 2.) angeführten Geſetz $$. 29. und 62. 


nachgelaſſenen Bewei z ubernehmen, und in Gemaͤßheit deſſelben den Abzug 


zu vermindern. In chen foll auch hier der Abzug niemals mehr als die 


ganze vom baͤuerlichen Beſitzer zu entrichtende Grundſteuer betragen. 
F. 8. Zur Erleichterung der Auseinanderſetzungen zwiſchen den Guts⸗ 
herren und Bauern, iſt von Uns eine Generalkommiſſion in Muͤnſter nieder⸗ 


geſetzt, und ihr Wirkungskreis durch das beſondere Geſfetz vom heutigen Tage 


naͤher beſtimmt worden; derſelbe erſtreckt ſich auch auf das Herzogthum 
Weſtphalen. 


Urkundlich haben Wir die vorſtehende Verordnung Höchſteigenhändig 


vollzogen und mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. 
So geſchehen Berlin, den 25ſten September 1820. 


d. s.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Alt enſtein. 
Beglaubigt: 
Frieſe. 
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(No. 626.) Geſetz wegen Veränderung der Weinſteuer. . Vom 2sſten September 1820. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
0 Preußen ꝛc. ꝛc. = 15 
find durch die Wuͤnſche Unſerer Weinbau treibenden Unterhanen, und durch 
deren eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe bewogen worden, die bisherige Weinmoſt⸗ 
Steuer in eine Weinſteuer zu verwandeln, die Steuerſaͤtze der geringeren 
Sorten zu ermaͤßigen, eine mannigfaltigere Abſtufung zu verordnen, und die 
Steuer in manchen Faͤllen nicht mehr von dem Weinbauer, ſondern von dem 
Käufer entrichten zu laſſen. Wir verordnen deshalb, mit Aufhebung der 
$$. 22. bis 26. des Geſetzes vom gten Februar 1819. und der Sy. 36. bis 
41. der dazu gehörigen Ordnung, nach eingeholtem Gutachten Unſers Staats⸗ 
raths, wie folgt g i 

$. I. Die Steuer von dem in Unſerer Monarchie erzeugten Wein 
wird nach der verſchiedenen örtlichen Beſchaffenheit auf ER 

| I Kthlr. 4 Gr. | 
we 20 — 
14 — 
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für den Eimer beſtimmt. \ 

F. 2. Die Weinberge und Weingarten follen nach ihrer Lage und 
Beſchaffenheit in Bezirke eingetheilt, und fuͤr jeden derſelben ein fuͤr allemal, 
jedoch mit Vorbehalt der unten bemerkten Reviſton, die ihm zugehörige 
Steuerklaſſe beſtimmt werden. a 5 5 

Diͤeſe Eintheilung geſchieht in den Rheinprovinzen durch eine einzige 
aus Mitgliedern der betreffenden Regierungen und Sachverftändigen gebll⸗ 
dete Kommiſſion. Auch koͤnnen fuͤr die übrigen Weingegenden ähnliche Rom: | 
miffionen zu dieſem Zweck angeordnet werden, im Fall das Finanzminiſterium 
ſolches fuͤr erforderlich haͤlt. 5 : 

Die Bezirke koͤnnen nach der Oertlichkeit mehrere Gemeinen, oder eine 
einzelne Gemeine, oder auch nur einzelne Weinberge umfaſſen, je nachdem 
der darin erzeugte Wein auf einem oder mehreren Kelterhaͤuſern zuſammen 
gekeltert zu werden pflegt, oder ſonſt ziemlich von einerlei Beſchaffenheit und 
Preis iſt, und unter einerlei Namen zum Verkauf kommt. er 

Die Klaſſiſikation wird an das Finanzminiſterium eingereicht, und von 
demſelben genehmigt, welches auch beſtimmt, wie oft eine Reviſion derſelben 
vorgenommen werden ſoll. / Ei: 

Jahrgang 1820. Ee f In 
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Sn allen oͤſtlichen Provinzen des Staats finden keine andere als die 
drei unterſten Klaſſen Anwendung. Er, 78 2 
$. 3. Wird der Wein vor dem Iften Auguſt des auf feine Erzeugung 
folgenden Jahres verkauft und abgeliefert, ſo iſt der Kaͤufer verbunden, die 


Steuer vor Empfang des Weins zu erlegen, und dem Weinberler die Quit⸗ 


tung einzuhaͤndigen, kann ſich jedoch eine Duplikat⸗Quittung von der Steuer⸗ 
Behoͤrde geben laſſen. Geſchieht die Ablieferung nach dem Abſtich, ſo wird 


der abgelieferte Wein unmittelbar nach den im H. I. vorgeſchriebenen Saͤtzen 
verſteuert; geſchieht ſie vor dem Abſtich, ſo werden von der abgelieferten 


Quantitat Wein Funfzehn Prozent abgerechnet, und von dem Ueberreſt wird 


die Steuer nach jenen Saͤtzen entrichtet. > | 

§. 4. Mit dem Iften Auguſt des auf die Erzeugung des Weines fol⸗ 
genden Jahres erhebt die Steuerkaſſe von ſaͤmmtlichen Weinbauern die Steuer 
nach den fuͤr jeden Ort in Gemaͤßheit der HH. X. und 2. feſtgeſtellten Saͤtzen. 
Bei dieſer Verſteuerung wird die Quantitat des gewonnenen Moſtes zum Grund 


gelegt, nachdem davon Funfzehn Prozent abgerechnet ſeyn werden. Sind dem 


Weinbauer bei dem fruͤheren Verkauf des Weines, in Gemaͤßheit des §. 3. 
Steuerquitungen uͤberliefert worden, ſo kann er dieſe der Steuerkaſſe als baare 
Zahlung zurechnen. = ee 
§. 5. Da es zu der im H. J. angeordneten Steuererhebung noͤthig iſt, zu 
wiſſen, wie viel Moſt von jedem einzelnen Weinbauer gewonnen wird, fo ſoll 
zum Zweck dieſer Ausmittelung folgendes Verfahren beobachtet werden. 5 
Jaͤhrlich macht die Regierung den Zeitraum oͤffentlich bekannt, wo jeder 


Weinbauer verpflichtet ſeyn ſoll, den Betrag ſeines Gewinnes nach Eimern der 


Steuerbehoͤrde anzuzeigen, der Wein mag ſich noch in Butten befinden, oder 
auf Faͤſſer geſchlagen ſenn. Jeder Eigenthuͤmer hat hiermit zugleich die be⸗ 
ſtimmte Angabe des Aufbewahrungsorts, und des in einzelnen Faͤllen etwa 


nöͤthig gewordenen Aufſchubs der Leſe oder Kelterung, zu verbinden. 


8 . 6. Nach geſchehener Anmeldung findet die Unterſuchung der Be⸗ 
Hände Statt. Die Gemeinebeamten find verpflichtet, die Steuerbeamten ber hb 


dieſem Geſchaͤft nach ihrer Anleitung zu unterſtuͤtzen. Hat die Leſe und Kelte⸗ 
zung in einzelnen Weinbergen bis dahin noch nicht Statt gefunden, ſo kann 
die Behoͤrde Maaßregeln treffen, um eine Vermiſchung des zu erwartenden 
Ertrags mit den bereits aufgenommenen Befländen zu verhindern. 
Ueberhaupt bleiben waͤhrend der Leſe und Kelterung, und bis dahin, daß 
die Unterſuchung der Beſtaͤnde geſchehen iſt, die einzelnen Weinſteuerbezirke 
dergeſtalt geſchloſſen, daß kein Transport von Trauben oder Moſt aus einem 


in den andern, oder im Orte, wo die Weinſteuer gar keine Anwendung findet, 


anders, als unter ſteueramtlicher Kontrolle, geſchehen kann. 


9. 7. 
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5 . nee Berſchiedenheiten zwiſchen der Anmeldung und der 
wirklichen ern „werden nach letzterer berichtigt. Als unerhebliche Ab⸗ 
weichungen. ſind ſolche anzuſehen, die ein Zehntel oder weniger betragen. ö 

g. 8. Eine Ermäßigung der Steuer bis auf den geringſten Satz findet 
in ſo weit Statt, als gehoͤrig erwieſen wird, daß noch unverſtenert in der erſten 
Hand befindlicher Wein umgeſchlagen und untrinkbar geworden iſt. er 

H. 9. In Jahren, wo ungewöhnlich ſchlechter Wein gekeltert wird; 
kann mit Genehmigung des Finanzminiſteriums die Steuer bis auf drei Viertel 
oder ſelbſt bis auf die Halfte ermäßigt werden, welche Ermäßigung nach Ver⸗ 
haͤltniß der Weinpreiſe um die Zeit des erſten Abſtichs zu den Preiſen gewohn⸗ 
licher Weinjahre zu beſtimmen iſt. i 

$. 10. Was in der Ordnung vom gten- Februar 19705 von den Be⸗ 
ſugniſſen und Pflichten der Steuerbeamten, ſo wie von den Uebertretungen der 
geſetzlichen Vorſchriften, beſtimmt worden, behaͤlt auch in Hinſicht auf die 
Weinſteuer, nach: wie vor feine Guͤltigkeit, und muß daſſelbe in dieſer Hinſicht 
uberall auf die vorſtehenden Paragraphen bezogen werden. er 

Die Beſtimmung des $. 82, der letztern in Anfehung. der Bestrafung der⸗ 
jenigen, welche die Haͤlfte der aufgenommenen Beſtaͤnde an Wein einem an⸗ 
dern uͤberlaſſen, und nicht innerhalb des Verlaufs von acht Tagen nachher die 
Steuer vom Ganzen entrichten, wird aufgehoben. 

Urkundlich von Uns We vollzogen, und mit Unſerm König: 
lichen Inſiegel verſehen. 

Berlin, den 25ſten September 1820. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
€ Fuͤrſt. v. Hardenbe rig: v. Alten kein, 


Beglaubigt : 
Frieſe. 
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| Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
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Rayon betreffend. Vom 25ſten September 1820. 


(No. 627% Geſetz, die Gültigkeit der franzöſſſchen Geſetze in ber Stadt Weſel und deren 


Preußen ꝛc. 1c. Ah: 1 
Da ſich ſowohl über die Guͤltigkeit der Einführung der franzoͤſiſchen Ge⸗ 
ſetze in der Stadt Weſel und deren Rayon als auch uͤber den Umfang dieſes 
Rayons Bedenken geäußert haben, fo finden Wir für nöthig, zur Erledigung 
dieſer Zweifel, nach erfordertem Gutachten Unſers Staatsraths, zu verordnen: 
1) daß die Einführung der im ehemaligen Rör : Departement geltenden 
franzoͤſiſchen Geſetze in der Stadt Weſel und deren Rayon, als mit 
rechtlicher Wirkung erfolgt, und daher dieſe Geſetze in dem gedachten 
Landſtrich, ſeit deſſen Vereinigung mit Frankreich, bis zum Iften Januar 
1815., überall als verbindlich anzuſehen; 
2) daß unter dem Rayon von Weſel alle diejenigen Diſtrikte zu verſtehen 
ſind, welche faktiſch durch die franzoͤſiſche Beſitznahme dazu gerechnet 


* 


worden. a f i 

Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz Höchfteigenhändig vollzogen und 
mit Unſerm Königlichen Inſiegel bedrucken laſſen. RZ en 

Gegeben Berlin, den 25ſten September 1820. 


LS) Friedrich Wilhelm. 


C. Fuͤrſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 
Beglaubigt: 
Frieſe. 


